
Standpunkt, daß § 172 Ziff. 2 StPO nur im ersten Sta­
dium des gerichtlichen Verfahrens Geltung besitzt, so 
muß man notwendigerweise für die Fälle des § 234 
StPO — und für die hier behandelten Fälle — eine Rück­
gabemöglichkeit ohne entsprechende gesetzliche Grund­
lage akzeptieren. Diese Lösung dürfte aber, selbst wenn 
sie nur bis zu einer eventuellen Neuregelung dieser 
Frage in Betracht käme, unter dem Gesichtspunkt der 
gesetzlichen Fundierung jeder gerichtlichen Entschei­
dung kaum zu bejahen sein. Um dieser Forderung ge­
recht zu werden, ist es richtiger, wenn die Zurückver­
weisung an den Staatsanwalt unter entsprechender 
Anwendung des § 172 Ziff. 2 StPO erfolgt.

Die gesetzliche Regelung der Beendigung von Rechts­
mittel- und Kassationsverfahren sieht in bezug auf die 
Rückgabe an andere Straforgane grundsätzlich nur die 
Rückgabe an ein unteres Gerichtsorgan vor (§§ 290 bzw. 
312 StPO). Das hat durchaus seine Berechtigung, weil 
grundsätzlich nur gerichtliche Entscheidungen Gegen­
stand dieser Verfahren sind und deshalb auch unmittel­
bar von diesen Gerichten den Mängeln ihrer erstinstanz­
lichen Entscheidung abgeholfen werden kann. Eine 
direkte Rückgabe durch das Rechtsmittelgericht an den 
Staatsanwalt ist jedoch dort möglich, wo — wie im Falle 
des § 174 StPO — Mängel vorliegen, die in diesen Fällen 
nur vom Staatsanwalt behoben werden können.

Ähnlich liegen aber die Dinge in den hier behandelten 
Fällen. Auch in diesen fehlt es an Erfordernissen, die 
nur vom Staatsanwalt (durch die Einreichung einer 
Anklageschrift) erfüllt werden können. Auch aus diesem 
Grunde scheint mir die Rückgabe von unzulässigerweise 
im beschleunigten Verfahren verhandelten Strafsachen 
direkt an den Staaatsanwalt eine Lösung zu sein, die 
am besten unserer sozialistischen Gesetzlichkeit 
entspricht.

*

Die praktische Bedeutung dieser Frage geht über den 
Rahmen der vom Bezirksgericht Schwerin entschiede­

nen Problematik hinaus. Sie betrifft insbesondere noch 
alle Fälle des beschleunigten Verfahrens, in denen das 
zweitinstanzliche Gericht feststellt, daß die gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Durchführung eines beschleu­
nigten Verfahrens nach § 231 StPO nicht Vorgelegen 
haben und deshalb das in diesem Verfahren erlassene 
Urteil aufgehoben werden muß.
In diesem Zusammenhang ist noch auf folgendes hinzu­
weisen: Dem vom Bezirksgericht entschiedenen Fall 
lag ein Verbrechen gegen die Tätigkeit der staatlichen 
Organe zugrunde. Da eine der Voraussetzungen für die 
Durchführung eines beschleunigten Verfahrens ein 
einfacher Sachverhalt ist (§ 231 StPO), ergibt sich die 
Frage, ob und inwieweit überhaupt gegen die Tätigkeit 
der staatlichen Organe gerichtete Verbrechen für die 
Durchführung eines beschleunigten Verfahrens geeig­
net sind. Ohne das von vornherein generell verneinen 
zu wollen, muß darauf hingewiesen werden, daß z. B. 
Staatsverleumdungen wegen des oft recht komplizierten 
Sachverhalts und der sich daraus ergebenden Schwierig­
keit der exakten Abgrenzung von der Hetze (und von der 
Nichtstraftat) meist besonders umfangreiche und all­
seitige Untersuchungen des objektiven Tatgeschehens 
und der Persönlichkeit des Täters erfordern. Schon aus 
diesem Grunde wäre die Durchführung eines beschleu­
nigten Verfahrens ein Verstoß gegen die in § 231 StPO 
vorgenommene Einschränkung des Anwendungsbereichs. 
Wenn auch nicht im gleichen Maße, so aber doch im 
Prinzip aus den gleichen Gründen wird auch die Be­
strafung von Widerstandshandlungen in einer Reihe von 
Fällen nicht im beschleunigten Verfahren vorgenommen 
werden dürfen. Dabei wird nicht verkannt, daß besonders 
in Situationen des verschärften Klassenkampfes ein 
großes praktisches Bedürfnis bestehen kann, schnell zu 
reagieren und konsequent durchzugreifen. Soweit sich 
die Durchführung eines beschleunigten Verfahrens aus 
den angeführten Gründen verbietet, ist es angebracht, in 
diesen Fällen durch Verkürzung der Ladungsfrist gemäß 
§ 184 Abs. 2 StPO die Durchführung des Strafverfahrens 
in größtmöglichem Maße zu beschleunigen.
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Friedensvertrag und Nürnberger Juristenurteil
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Das im Artikel 19 des sowjetischen Entwurfs eines Frie­
densvertrages mit Deutschland vom 10. Januar 1959 
geforderte Anerkenntnis solcher Urteile, durch die Ver­
brechen gegen den Frieden, Kriegsverbrechen und Ver­
brechen gegen die Menschlichkeit abgeurteilt worden 
sind, sollte auch das von einem amerikanischen Militär­
tribunal erlassene Urteil gegen führende Nazijuristen 
umfassen. Es handelt sich um das am 3. und 4. Dezem­
ber 1947 unter dem Vorsitz von James T. B r a n d  ver­
kündete Urteil (Nachfolgeprozeß Fall Nr. III) gegen die 
heutigen Pensionäre des Adenauer-Staates Franz Schle­
gelberger (früherer NS-Staatssekretär), Franz Lautz 
(früherer Oberreichsanwalt am sog. Volksgerichtshof) 
und weitere 12 Angeklagte wegen ihrer führenden Teil­
nahme an dem faschistischen Verbrechen. Dieses Urteil 
hat außer dem individuellen Verbrechensanteil einiger 
führender Nazijuristen auch die Funktion des faschisti­
schen Rechtssystems bei der Vorbereitung und Durch­
führung des zweiten Weltkrieges durch die deutschen 
Imperialisten erhellen wollen. Wenn es auch hierfür 
infolge der Klassenschranken des Gerichts nicht die
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letzten Ursachen auf deckt, so hat es doch den völker­
rechtswidrigen Charakter der faschistischen Justiz ein­
deutig belegen helfen. Es heißt in diesem Urteil: 

„Keiner der Angeklagten ist in der Anklageschrift 
der Ermordung oder der Mißhandlung irgendeiner 
bestimmten Person beschuldigt. Wäre dies der Fall, 
dann würde die Anklageschrift ohne Zweifel das 
angebliche Opfer nennen. Einfacher Mord und Einzel- 
fälie von Greueltaten bilden nicht den Klagepunkt 
für die Beschuldigung. Die Angeklagten sind solch 
unermeßlicher Verbrechen beschuldigt, daß bloße Ein­
zelfälle von Verbrechenstatbeständen im Vergleich 
dazu unbedeutend erscheinen. Die Beschuldigung, 
kurz gesagt, ist die der bewußten Teilnahme an einem 
über das ganze Land verbreiteten und von der Regie­
rung organisierten System der Grausamkeit und Un­
gerechtigkeit unter Verletzung der Kriegsgesetze und 
der Gesetze der Menschlichkeit, begangen im Namen 
des Rechts unter der Autorität des Justizministeriums 
und mit Hilfe der Gerichte.“1

1 Nürnberger Juristenurteil, Hamburg 1948, S. 43.


